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Das	 Bundesgericht	 stellt	 in	 diesem	 Leitentscheid	 klar,	 dass	 sich	 die	 objektive	 Reichweite	 der
Rechtshängigkeit	 im	 Binnenverhältnis	 unter	 Geltung	 der	 ZPO	 nach	 dem	 zweigliedrigen
Streitgegenstandsbegriff	 und	nicht	nach	der	 sog.	Kernpunkttheorie	bestimmt.	 Im	konkreten	Fall
wirkt	sich	dies	 jedoch	nicht	auf	das	Entscheidergebnis	aus,	weil	das	Bundesgericht	auch	auf	der
Grundlage	des	zweigliedrigen	Streitgegenstandsbegriffs	von	einer	Identität	der	Streitgegenstände
ausgeht.

Sachverhalt

[1]	Mit	Vertrag	vom	15.	Oktober	2018	verkauften	A.	 (Darleiher)	und	seine	Ehefrau	C.	 sämtliche
100	Aktien	der	D.	AG	(heute	E.	AG	 in	Liquidation)	 für	CHF	9,75	Mio.	an	die	B.	GmbH	(Borgerin).
CHF	5	Mio.	wurden	sofort	bezahlt,	die	restlichen	CHF	4,75	Mio.	wurden	vom	Darleiher	als	Darlehen
gewährt	und	in	einem	separaten	Darlehensvertrag	vom	22.	Oktober	2018	geregelt.	Das	Darlehen
war	 mit	 3,8 %	 p.a.	 zu	 verzinsen	 und	 spätestens	 am	 30.	 Juni	 2023	 zurückzuzahlen.	 Bei	 (Teil-
)Verkauf	der	Aktien	wurde	eine	sofortige	(Teil-)Rückzahlung	des	Darlehens	vereinbart.

[2]	 Am	13.	 September	 2019	 klagte	 die	 Borgerin	 beim	Kantonsgericht	 Zug	 gegen	 den	Darleiher
und	seine	Ehefrau	auf	Minderung	des	Kaufpreises	um	CHF	9,75	Mio.	(Rückzahlung	CHF	5	Mio.	und
Verzicht	 auf	 Darlehen	 über	 CHF	 4,75	 Mio.,	 d.h.	 eigentlich	 Wandlung,	 da	 die	 gesamte
Kaufpreisforderung	wegfallen	sollte;	Verfahren	A3	2019	37).

[3]	Die	Borgerin	verkaufte	in	der	Folge	49	Aktien	der	E.	AG	an	G.	Der	Darleiher	leitete	daraufhin
am	 17.	 Juli	 2020	 eine	 Betreibung	 über	 CHF	 2’327’500	 (49 %	 von	 CHF	 4,75	 Mio.)	 sowie
Darlehenszins	 ein.	 Die	 Borgerin	 erhob	 Rechtsvorschlag.	 Am	 10.	 Februar	 2021	 wurde	 dem
Darleiher	 die	 provisorische	 Rechtsöffnung	 erteilt;	 die	 dagegen	 gerichtete	 Beschwerde	wies	 das
Obergericht	des	Kantons	Zug	am	9.	Juni	2021	ab.

[4]	 Am	 29.	 März	 2021	 erhob	 die	 Borgerin	 Aberkennungsklage	 (Verfahren	 A3	 2021	 17)	 und
beantragte	die	Vereinigung	mit	Verfahren	A3	2019	37,	was	abgelehnt	wurde.	Mit	Urteil	vom	22.
Dezember	2022	wies	das	Kantonsgericht	die	Aberkennungsklage	ab.	Das	Gericht	stellte	fest,	dass
keine	Einwendungen	gegen	Zustandekommen	und	Fälligkeit	des	Darlehensvertrags	vorgebracht

http://drsk.weblaw.ch/
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=04.03.2025_4A_248-2024
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4640&view_type=&lang=de
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4640&view_type=&lang=fr
http://localhost/public_preview.php?glossa_id=4640&view_type=&lang=it
http://localhost/public_preview.php?method=show_pdf&glossa_id=4640
http://www.bhlaw.ch/
http://www.bhlaw.ch/
https://www.weblaw.ch/competence/people/b/br%C3%A4ndli_beat.html
https://www.zurichlawschool.ch/de-CH


worden	seien.	Einwendungen	aus	dem	Aktienkaufvertrag	seien	nicht	relevant.

[5]	 Das	 Obergericht	 Zug	 hiess	 am	 26.	 März	 2024	 die	 Berufung	 der	 Borgerin	 gut,	 trat	 auf	 die
Aberkennungsklage	 nicht	 ein	 und	 stellte	 fest,	 dass	 die	 Rechtsöffnung	 nicht	 definitiv	 werde,
solange	 das	 Verfahren	 A3	 2019	 37	 nicht	 rechtskräftig	 abgeschlossen	 sei.	 Das	 Obergericht
begründete	 den	 Nichteintretensentscheid	mit	 identischen	 Streitgegenständen	 beider	 Verfahren.
Die	 Vorinstanz	 führte	 aus,	 dass	 der	 Grundsatz	 der	 Rechtshängigkeit	 dazu	 dienen	 soll,	 zu
verhindern,	 dass	 innerhalb	 derselben	 Rechtsordnung	 zwei	 widersprüchliche,	 gleichermassen
vollstreckbare	 Gerichtsentscheide	 über	 dieselbe	 Klage	 zwischen	 denselben	 Parteien	 ergehen.
Dabei	dürfe	der	Begriff	der	Identität	des	Streitgegenstands	weder	zu	eng	ausgelegt	noch	auf	eine
rein	 formale	Übereinstimmung	der	Klagebegehren	 reduziert	werden.	Vielmehr	sei	der	Fokus	auf
die	zentrale	Rechtsfrage	zu	richten,	die	beiden	Verfahren	zugrunde	liegt	(sog.	Kernpunkttheorie).
Ziel	müsse	in	erster	Linie	sein,	einander	widersprechende	Gerichtsentscheide	zu	vermeiden.

[6]	 Gegen	 dieses	 Urteil	 erhob	 der	 Darleiher	 Beschwerde	 in	 Zivilsachen	 beim	 Bundesgericht.	 Er
beantragte	die	Aufhebung	des	Urteils,	Nichteintreten	auf	die	Berufung	bzw.	deren	Abweisung	oder
Rückweisung	an	das	Obergericht.

Erwägungen

[7]	Das	Bundesgericht	hält	 fest,	dass	die	Rechtshängigkeit	nach	Art.	59	Abs.	2	 lit.	d	und	Art.	64
ZPO	 voraussetzt,	 dass	 der	 Streitgegenstand	 zwischen	 denselben	 Parteien	 nicht	 bereits
anderweitig	 rechtshängig	 ist,	 was	 eine	 doppelte	 Identität	 –	 betreffend	 Parteien	 und
Streitgegenstand	 –	 verlangt	 (E.	 5.2.2).	 Für	 die	 Bestimmung	 des	 Streitgegenstands	 im
Binnenverhältnis	 sei	 grundsätzlich	 vom	 zweigliedrigen	 Streitgegenstandsbegriff	 auszugehen,
wonach	sowohl	auf	das	Klagebegehren	als	auch	auf	den	zugrunde	 liegenden	Lebenssachverhalt
abzustellen	ist,	nicht	jedoch	auf	die	konkret	angerufene	Rechtsnorm	(E.	5.2.3).

[8]	Demgegenüber	basiere	die	von	der	Vorinstanz	angewandte	Kernpunkttheorie	auf	einer	vom
EuGH	entwickelten	weiten	Definition,	wonach	bereits	dann	von	demselben	Anspruch	auszugehen
sei,	wenn	die	Rechtsbegehren	 im	Kern	 denselben	Streit	 über	Rechtsfolgen	 aus	 demselben	weit
verstandenen	Lebenssachverhalt	beträfen	(E.	5.2.4).	Diese	Theorie	sei	vom	Bundesgericht	bislang
in	 internationalen	 Zusammenhängen,	 insbesondere	 bei	 der	 Auslegung	 von	 Art.	 27	 LugÜ,	 Art.	 9
IPRG	 sowie	 Art.	 35	 GestG,	 übernommen	 worden	 (E.	 5.2.5).	 Die	 ZPO	 kenne	 jedoch	 keine
entsprechende	Bestimmung	wie	Art.	35	GestG	mehr,	womit	auch	eine	zwingende	Notwendigkeit
entfalle,	die	Kernpunkttheorie	im	Binnenverhältnis	weiter	anzuwenden	(E.		5.2.8).

[9]	 Die	 Anwendung	 unterschiedlicher	 Streitgegenstandsbegriffe	 für	 die	 Rechtshängigkeit
einerseits	 und	 die	 materielle	 Rechtskraft	 andererseits	 sei	 nicht	 überzeugend,	 da	 es	 sich	 um
inhaltlich	 verwandte	 Institute	 handle	 (E.	 5.2.9).	 Während	 die	 Rechtshängigkeit	 die	 Folge	 der
Einreichung	eines	Rechtsschutzgesuches	 sei,	 sei	 die	materielle	Rechtskraft	 eine	Wirkung	 seiner
(formell	 rechtskräftigen)	 Erledigung.	 Diese	 Funktionsgleichheit	 spreche	 dafür,	 bei	 beiden
Instituten	 einen	 einheitlichen	 Streitgegenstandsbegriff	 anzuwenden	 (E.	 5.2.9).	 Die	 vom	 EuGH
vertretene	 Kernpunkttheorie	 beruhe	 hingegen	 auf	 einer	 vertragsautonomen	 Auslegung	 im
europäischen	Kontext,	die	vom	zweigliedrigen	Streitgegenstandsbegriff	abweiche	(E.	5.2.10).	Des
Weiteren	würden	die	Art.	59	Abs.	2	 lit.	d	und	Art.	64	ZPO	auch	 für	Prozesse	vor	verschiedenen
sachlich	zuständigen	Gerichten	und	gar	vor	demselben	Gericht	gelten.	Bei	strikter	Anwendung	der
Kernpunktheorie	 würde	 es	 der	 beklagten	 Partei	 deshalb	 vereitelt,	 präjudizielle	 Rechtsfragen
mittels	(negativer)	Feststellungsklage	vor	demselben	Gericht	zur	Beurteilung	zu	bringen,	was	Teil
der	 Lehre	 dazu	 bewege,	 die	 Kernpunktheorie	 nur	 zur	 Zuständigkeitskoordination	 zwischen
verschiedenen	 Gerichten	 anzuwenden.	 Die	 damit	 verbundene	 Differenzierung	 zwischen	 einer
Rechtshängigkeitssperre	 im	 engeren	 Sinne	 und	 einer	 zuständigkeitskoordinierenden
Rechtshängigkeitssperre	 werde	 bei	 Anwendung	 des	 zweigliedrigen	 Streitgegenstandsbegriffes
obsolet	(E.	5.2.11).

[10]	Ein	weiterer	Nachteil	der	Kernpunkttheorie	sei,	dass	es	an	klaren	Kriterien	fehle,	wann	zwei
Verfahren	denselben	Kernpunkt	 bzw.	dasselbe	«centre	de	gravité»	aufwiesen	 (E.	 5.2.12).	Hinzu
komme,	 dass	 die	 ZPO	mit	 ihren	 prozessleitenden	 Instrumenten	 (insbesondere	 Art.	 125	 ff.	 ZPO)
hinreichende	Möglichkeiten	biete,	Verfahren	 im	 Interesse	der	 Prozessökonomie	 zu	 koordinieren,
sodass	 eine	 Ausweitung	 der	 Rechtshängigkeitssperre	 anhand	 der	 Kernpunkttheorie	 nicht
erforderlich	sei	(E.	5.2.12).

[11]	 Insgesamt	 bestehe	 daher	 kein	 sachlicher	 Grund,	 im	 Binnenverhältnis	 unterschiedliche
Streitgegenstandsbegriffe	in	Bezug	auf	die	Rechtshängigkeit	einerseits	und	materielle	Rechtskraft
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andererseits	anzuwenden.	Die	objektiven	Grenzen	der	Rechtshängigkeit	bestimmten	sich	deshalb
auch	unter	der	Geltung	der	ZPO	nach	dem	zweigliedrigen	Streitgegenstandsbegriff	(E.	5.2.13).

[12]	 Gleichwohl	 vermöge	 aber	 der	 Beschwerdeführer	 nicht	 aufzuzeigen,	 dass	 die	 Anwendung
dieses	Begriffs	 im	konkreten	Fall	 zu	einem	anderen	Ergebnis	geführt	hätte.	Denn	 im	zuerst	von
der	Borgerin	eingeleiteten	Verfahren	A3	2019	37	sei	die	Feststellung	beantragt	worden,	dass	die
Darlehensforderung	 aus	 dem	 Darlehensvertrag	 nicht	 bestehe.	 Damit	 bestehe	 auch	 nach	 dem
zweigliedrigen	 Streitgegenstandsbegriff	 Anspruchsidentität	 mit	 der	 Aberkennungsklage
(Verfahren	A3	2021	17),	zumal	der	Begriff	der	Anspruchsidentität	nicht	grammatikalisch,	sondern
inhaltlich	zu	verstehen	sei,	und	 identische	prozessuale	Ansprüche	auch	vorlägen,	wenn	der	eine
Anspruch	im	anderen	bereits	enthalten	sei	(E.	6.3.2).

Kommentar

[13]	Der	 Streitgegenstand	 ist	 in	 der	 zivilprozessualen	Dogmatik	 einer	 der	wohl	 am	 intensivsten
diskutierten	 Begriffe.	 Das	 «Angebot»	 an	 Theorien	 in	 der	 Lehre	 ist	 gross.	 Anfänglich	 war	 der
Streitgegenstand	 noch	 mit	 dem	 materiellrechtlichen	 Anspruch	 gleichgesetzt	 worden	 (sog.
materiellrechtliche	 oder	 sachrechtliche	 Theorie;	 hierzu	 etwa	 DROESE,	 Res	 iudicata	 ius	 facit,	 Bern
2015,	 S.	 13	oder	 VON	 ARX,	Der	 Streitgegenstand	 im	 schweizerischen	Zivilprozess,	Basel	 2007,	 S.
19).	 Später	 haben	 sich	 indes	 prozessuale	 Streitgegenstandstheorien	 durchgesetzt,	 bei	 denen
entweder	 auf	 das	 Rechtsbegehren	 (eingliedriger	 Streitgegenstandsbegriff;	 so	 etwa	 WALDER-
RICHLI/GROB-ANDERMACHER,	 Zivilprozess,	 Zürich	 2009,	 §	 26	 N.	 59)	 oder	 auf	 eine	 Kombination	 aus
Rechtsbegehren	 und	 dem	 einer	 Klage	 zugrundeliegenden	 Lebenssachverhalt	 (zweigliedriger
Streitgegenstandsbegriff;	 so	 etwa	 BERTI,	 Einführung	 in	 die	 Schweizerische	 Zivilprozessordnung,
Basel	2011,	N.	41	 ff.;	HABSCHEID,	 Schweizerisches	Zivilprozess-	und	Gerichtsorganisationsrecht,	2.
Aufl.,	 Basel/Frankfurt	 am	 Main	 1990,	 N.	 381	 ff.;	 WILLISEGGER,	 Grundstruktur	 des	 Zivilprozesses,
Zürich	 2012,	 S.	 141;	 VON	 ARX,	 a.a.O.,	 S.	 25)	 abgestellt	 wird.	 Demgegenüber	 ist	 die
Streitgegenstandsdefinition	für	die	praktische	Falllösung	eher	selten	das	entscheidende	Kriterium.
Das	 praktische	 Beispiel,	 welches	 der	 vorliegende	 Fall	 darstellt,	 regt	 daher	 zu	 spannenden
dogmatischen	Diskussionen	an.	Bezeichnend	ist	in	diesem	Kontext	auch,	dass	das	Bundesgericht
letztlich	zum	Schluss	gekommen	ist,	dass	der	Fall	im	Ergebnis	sowohl	nach	der	Kernpunkttheorie
als	auch	nach	dem	zweigliedrigen	Streitgegenstandsbegriff	gleich	zu	lösen	ist.

[14]	 In	 seinem	 Leitentscheid	 BGE	 139	 III	 126	 hat	 sich	 das	 Bundesgericht	 bei	 der	 Beurteilung
prozessualer	Ansprüche	 im	Zusammenhang	mit	 der	materiellen	Rechtskraft	 dem	zweigliedrigen
Streitgegenstandsbegriff	 angeschlossen.	 Danach	 bestimmt	 sich	 der	 Streitgegenstand	 durch	 das
Rechtsbegehren	 und	 den	 Lebenssachverhalt,	 aus	 dem	 dieses	 abgeleitet	 wird.	 Im
Anwendungsbereich	 des	 Lugano-Übereinkommens	 sowie	 des	 IPRG	 folgt	 das	 Bundesgericht	 zur
Bestimmung	 der	 objektiven	 Grenzen	 der	 Rechtshängigkeit	 hingegen	 seit	 Jahren	 der
Kernpunkttheorie	des	EuGH.	Dass	sich	das	Bundesgericht	im	vorliegenden	Fall	–	im	Rahmen	eines
obiter	dictum	–	nun	detailliert	zur	Frage	äusserte,	ob	auch	im	Binnenverhältnis	unter	Geltung	der
ZPO	die	objektive	Reichweite	der	Rechtshängigkeit	nach	der	Kernpunkttheorie	zu	bestimmen	ist,
dürfte	 auch	 in	 der	 vom	 Gericht	 selbst	 erwähnten	 uneinheitlichen	 eigenen	 Rechtsprechung
begründet	liegen.	So	hatte	das	Bundesgericht	im	Entscheid	4A_405/2022	vom	26.	Januar	2023	(E.
2.1)	selbst	noch	die	Kernpunkttheorie	auch	unter	der	Geltung	der	ZPO	angewandt.

[15]	 Inhaltlich	 ist	der	kommentierte	Entscheid	unseres	Erachtens	zu	begrüssen.	Die	Anwendung
der	Kernpunktheorie	birgt	eine	erhebliche	Komplexität.	Die	Art.	59	Abs.	2	 lit.	d	und	Art.	64	ZPO
kommen	 –	 wie	 das	 Bundesgericht	 im	 kommentierten	 Entscheid	 (E.	 5.2.11)	 festhält	 –	 auch	 für
Prozesse	 vor	 verschiedenen	 sachlich	 zuständigen	Gerichten	und	gar	 vor	 demselben	Gericht	 zur
Anwendung.	 Eine	 strikte	 Anwendung	 hätte	 insbesondere	 etwa	 zur	 Folge,	 dass	 (negative)
Feststellungsklagen	 betreffend	 präjudizielle	 Rechtsfragen	 nicht	 in	 einem	 separaten	 Verfahren
beurteilt	 werden	 könnten	 (E.	 5.2.11	 des	 kommentierten	 Entscheides	 mit	 Hinweis	 auf
BAUMGARTNER/LUSTENBERGER,	 Zur	 Zulässigkeit	 der	 alternativen	 objektiven	 Teilklagenhäufung,	 in:
Festschrift	 für	 Wolfgang	 Portmann,	 2020,	 S.	 95	 ff.,	 98).	 So	 wären	 nach	 der	 Kernpunkttheorie
beispielsweise	 identische	 Streitgegenstände	 betroffen,	 wenn	 nach	 einer	 Klage	 auf
Vertragserfüllung	die	beklagte	Partei	mit	einer	eigenen	Klage	die	Feststellung	des	Nichtbestandes
desselben	 Vertrags	 geltend	 machen	 würde	 (vgl.	 jedoch	 ERK,	 Streitgegenstandsbegriff	 bei	 der
Rechtshängigkeit	im	Geltungsbereich	der	ZPO	/	Besprechung	von	BGer	4A_248/2024,	AJP	2025,	S.
758	 ff.,	 762,	 die	 diese	 beiden	 Klagen	 auch	 nach	 Massgabe	 des	 zweigliedrigen
Streitgegenstandsbegriffs	 als	 identisch	 ansieht).	 Theoretisch	 stellt	 sich	 weiter	 auch	 die	 Frage,
weshalb	 die	 –	 unbestrittenermassen	 zulässige	 und	 nun	 in	 Art.	 224	 Abs.	 1bis	 lit.	 b	 ZPO	 sogar
gesetzlich	normierte	–	negative	Feststellungswiderklage,	die	auf	eine	Teilklage	erhoben	wird,	bei
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Anwendung	der	Kernpunkttheorie	nicht	von	der	Rechtshängigkeitssperre	der	Hauptklage	erfasst
wird.	 Ein	 grosser	 Teil	 der	 Lehre	 plädiert	 deshalb	 im	 Sinne	 einer	 Gegenausnahme	 bzw.
teleologischen	 Reduktion	 dafür,	 den	 Anwendungsbereich	 der	 Kernpunkttheorie	 im
Binnenverhältnis	auf	die	Koordination	der	Zuständigkeit	mehrerer	Gerichte	zu	beschränken	(siehe
hierzu	 die	 in	 E.	 5.2.11	 des	 kommentierten	 Entscheides	 angegeben	 Literaturnachweise).	 Die	 im
besprochenen	 Entscheid	 vom	 Bundesgericht	 vertretene	 Auffassung	 ermöglicht	 es	 methodisch
einfacher,	 im	 Binnenverhältnis	 die	 Kernpunktheorie	 inkl.	 dieser	 theoretisch	 allzu	 komplexen
Ausdifferenzierung	schlicht	ausser	Acht	zu	lassen.

[16]	 Im	 internationalen	 Verhältnis	 erscheint	 es	 nachvollziehbar,	 dass	 zur	 Vermeidung
widersprüchlicher	 Urteile	 eine	 weit	 gefasste	 Regelung	 der	 Rechtshängigkeit	 als	 erforderlich
angesehen	 wird.	 Im	 Binnenverhältnis	 fragt	 sich	 jedoch,	 ob	 es	 die	 komplexe	 Regelung	 der
Kernpunkttheorie	 wirklich	 braucht,	 zumal	 bereits	 die	 Bestimmung	 des	 Kernpunkts	 einer
Streitigkeit	mit	erheblichen	Unsicherheiten	verbunden	sein	kann	(so	auch	das	Bundesgericht	in	E.
5.2.12	 des	 kommentierten	 Entscheids).	 In	 Konstellationen,	 in	 denen	 nach	 dem	 zweigliedrigen
Streitgegenstandsbegriff	nicht	derselbe	Streitgegenstand	vorliegt,	erschiene	es	nicht	sachgerecht,
auf	 die	Zweitklage	mit	 einem	Nichteintretensentscheid	 (Art.	 59	Abs.	 2	 lit.	 d	 ZPO)	 zu	 reagieren,
zumal	 in	 solchen	 Fällen	 (beurteilt	 nach	 dem	 zweigliedrigen	 Streitgegenstandsbegriff)	 die
materielle	 Rechtskraft	 des	 Entscheids	 im	 ersten	 Verfahren	 der	 Durchführung	 des	 zweiten
Verfahrens	 nicht	 entgegensteht.	 Es	 ist	 nicht	 einsichtig,	 weshalb	 ein	 noch	 hängiges
Parallelverfahren	 zu	 einem	 Nichteintreten	 wegen	 bereits	 bestehender	 Rechtshängigkeit	 führen
soll,	 wenn	 ein	 bereits	 ergangener	 rechtskräftiger	 Entscheid	 aus	 dem	 gleichen	 Erstverfahren
(infolge	eines	engeren	Streitgegenstandsbegriffs)	kein	Nichteintreten	zur	Folge	hätte.	Das	Ziel	der
Vermeidung	 sich	 widersprechender	 Entscheide	 lässt	 sich	 auch	 ohne	 Ausdehnung	 der
Rechtshängigkeitssperre	anhand	der	Kernpunktheorie	erreichen	(a.A.	wohl	ERK,	a.a.O.,	S.	762	f.).
Das	Bundesgericht	weist	 in	diesem	Zusammenhang	zutreffend	darauf	hin,	dass	die	ZPO	mit	den
Art.	 125	 ff.	 ZPO	 (insbesondere	 den	 Möglichkeiten	 der	 Verfahrensvereinigung	 sowie	 der
Überweisung)	 flexible	 Instrumente	 bietet,	 um	 eine	 Verfahrenskonzentration	 zu	 erreichen.
Daneben	besteht	 immer	auch	die	Möglichkeit,	eines	der	beiden	Verfahren	zu	sistieren	 (Art.	126
ZPO).
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